
 

Satzung der Fulda-Eder Energie Verwaltungs-GmbH 

 

 

§ 1 

Firma, Sitz, Dauer 

 

(1) Die Gesellschaft hat die Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

 Die Firma der Gesellschaft lautet: 

 

Fulda-Eder Energie Verwaltungs-GmbH 

 

(2) Sie hat ihren Sitz in Gudensberg. 

 

(3) Der Gesellschaftsvertrag ist auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Durch Auflösung 

aller Gesellschaften, an der die Gesellschaft beteiligt ist, wird die Gesellschaft 

aufgelöst. 

 

(4) Die Gesellschaft verfolgt öffentliche Zwecke im Sinne der Hessischen Gemeinde- 

ordnung. 

 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens sind der Erwerb und die Verwaltung von Beteiligungen 

 sowie die Übernahme der persönlichen Haftung und der Geschäftsführung von 

 Handelsgesellschaften, insbesondere die Beteiligung als persönlich haftende

 Gesellschafterin der Fulda-Eder Energie GmbH & Co. KG sowie deren 

Geschäftsführung und Verwaltung. Deren Geschäftsgegenstand ist im Rahmen der 

kommunalrechtlichen Aufgabenstellung die Versorgung der Verbraucher mit 

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse bzw. der 

Daseinsvorsorge, insbesondere mit Energie. 

 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Maßnahmen und Rechtsgeschäfte durchzuführen, 

 durch die der Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar gefördert werden kann. 



 

 

§ 3 

Stammkapital 

 

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 EURO (in Worten: 

 fünfundzwanzigtausend EURO).  

 

(2) Es wird ein Geschäftsanteil zum Nennbetrag von 25.000 EURO ausgegeben. Dieser 

wird übernommen von der Städtischen Werke Aktiengesellschaft mit Sitz in Kassel, 

HRB 2150. 

 

(3) Auf den Geschäftsanteil ist sofort eine Einlage in voller Höhe zum Nennbetrag in Geld 

zu leisten. 

 

 

§ 4 

Geschäftsführung und Vertretung 

 

(1) Die Gesellschaft hat zwei Geschäftsführer.  

 

(2) Die Gesellschafter können einzelnen oder mehreren Geschäftsführern das Recht 

 verleihen, die Gesellschaft allein zu vertreten. Sie können auch einzelne oder alle 

Geschäftsführer von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien. Für 

Rechtsgeschäfte zwischen der Gesellschaft und der Fulda-Eder Energie GmbH & Co. 

KG, an der die Gesellschaft als Komplementärin beteiligt ist, sind die Geschäftsführer 

von den Beschränkungen des § 181 BGB Alt. 2 befreit. 

 

(3) Alle Geschäftsführer sind den Weisungen der Gesellschafterversammlung 

unterworfen; die Geschäftsführer sind insbesondere verpflichtet, bei Geschäften oder 

Maßnahmen, die nach Maßgabe dieses Gesellschaftsvertrages, des 

Gesellschaftsvertrages der Fulda-Eder Energie GmbH & Co. KG, des 

 Geschäftsführervertrages oder aufgrund eines Gesellschafterbeschlusses der 

Zustimmung der Gesellschafterversammlung der Fulda-Eder Energie GmbH & Co. 

KG bedürfen, vor Durchführung des Geschäftes oder der Maßnahme diese einzuholen. 



 

In jedem Fall und ohne Rücksicht auf diese Weisungsbefugnis darf die 

Geschäftsführung alle über den gewöhnlichen Betrieb des Unternehmens der 

Gesellschaft hinausgehenden Rechtsgeschäfte erst nach vorheriger Zustimmung der 

Gesellschafterversammlung tätigen. 

 

(4) Zu Erklärungen, die den Gesellschaftsvertrag der Fulda-Eder Energie GmbH & Co. 

KG berühren, insbesondere dessen Kündigung, bedürfen die Geschäftsführer eines 

vorherigen zustimmenden Beschlusses der Gesellschafter. 

 

(5) Die Gesellschafterversammlung kann für einzelne Geschäfte und Maßnahmen 

Ausnahmen von den Beschränkungen des Absatzes 3 beschließen oder einer 

 bestimmten Art von Geschäften und Maßnahmen allgemein zustimmen. Geschäfte und 

Maßnahmen, denen die Gesellschafterversammlung bereits im Rahmen von Finanz- 

und Investitionsplänen zugestimmt hat, bedürfen keiner erneuten Zustimmung. Dies 

gilt auch für Geschäfte und Maßnahmen, die die Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als 

 Komplementär einer Kommanditgesellschaft für diese im Rahmen ihrer 

Geschäftsführungsbefugnis vornimmt. 

 

 

§ 5 

Jahresabschluss, Lagebericht, Ergebnisverwendung, Geschäftsjahr 

 

(1)  Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang) und der 

Lagebericht sind nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des 

Handelsgesetzbuchs aufzustellen und zu prüfen, solange die für die kommunalen  

Gesellschafter zuständige Aufsichtsbehörde keine Ausnahme zugelassen hat. Der 

Abschlussprüfer hat im Rahmen der Abschlussprüfung die Ordnungsmäßigkeit der 

Geschäftsführung gemäß § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) zu prüfen. 

 

(2)  Für die Prüfung der Betätigung der kommunalen Gesellschafter in der Gesellschaft 

werden den für die örtliche und für die überörtliche Prüfung der jeweiligen Gemeinden 

zuständigen Behörden und Einrichtungen die Befugnisse nach §§ 53 f. HGrG 

eingeräumt. Diesen stehen Prüfungsrechte analog §§ 128 – 130 HGO zu. 

 



 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 6 

Ergebnisverwendung 

 

Die Gesellschafterversammlung beschließt über die Verwendung des etwaigen 

Bilanzgewinnes oder des Jahresüberschusses. Die Gesellschafter haben nur insoweit 

Anspruch auf die Ausschüttung, als die Gesellschafterversammlung dies beschließt. 

 

 

§ 7 

Gesellschafterbeschlüsse 

 

(1) Alle von den Gesellschaftern getroffenen Entscheidungen, insbesondere die 

Beschlüsse der Gesellschafter sind schriftlich zu protokollieren; § 48 III GmbHG 

 bleibt unberührt. 

 

(2) Auf die Unwirksamkeit, Nichtigkeit und Anfechtbarkeit von 

Gesellschafterbeschlüssen finden die Vorschriften des Aktiengesetzes sinngemäß 

Anwendung. 

 

(3) Die Frist für die Geltendmachung der Unwirksamkeit und der Nichtigkeit beträgt zwei 

 Jahre, die Anfechtungsfrist zwei Monate. Die Frist beginnt mit dem Ablauf des 

 Tages, an dem die Niederschrift für den Gesellschafterbeschluss dem jeweiligen 

 Gesellschafter zugegangen ist. 

 

 

§ 8 

Schlussbestimmungen 

 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen in ortsüblicher Form, soweit 

gesetzlich nichts anderes vorgesehen ist. 

 



 

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen 

Regelungen dieses Vertrags nicht. Die Gesellschafter verpflichten sich, soweit 

zulässig, unwirksame Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und 

Zweck dieses Vertrags rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. Gleiches gilt bei 

Vertragslücken. 

 

(3) Die Gesellschafter verpflichten sich zur Anpassung des Gesellschaftsvertrags an die 

jeweils geltenden gesetzlichen Vorschriften des Kommunalrechts, soweit nicht 

gesellschaftsrechtliche Regelungen entgegenstehen. 

 

(4) Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft. 

 

 

§ 9 

Kosten 

 

Die Gesellschaft trägt die Kosten und Steuern der Gründung. Dazu gehören die Kosten der 

steuerlichen Beratung, Notarkosten, Eintragungs- und Bekanntmachungskosten. 

 

Der Betrag dieser Gründungskosten wird auf bis zu 3.000,00 EURO insgesamt festgelegt. 

 

 




